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Von Eli Hamacher

Über Mangel an Zulauf
kann Ute Teichert-Bar-
thel nicht gerade klagen.

Schon gar nicht in Krisenzeiten.
„Wer dann nicht weiter weiß, ruft
beim Gesundheitsamt an“, sagt
die Fachärztin für öffentliches
Gesundheitswesen, die im rhein-
land-pfälzischen Landkreis Ahr-
weiler das örtliche Gesundheits-
amt mit 25 Mitarbeitern leitet. Als
im vergangenen Jahr die Schwei-
negrippe ausbrach, legte die Pan-
demie binnen kürzester Zeit den
regulären Betrieb komplett lahm.
Gute Nerven braucht die 47-Jähri-
ge in solchen Situationen allemal.
Das gilt auch für ihr Amt als neue
Vorsitzende des Bundesverban-
des der Ärztinnen und Ärzte des
Öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes. Denn die Bedingungen, unter
denen die Mediziner arbeiten
müssen, sind meistens alles ande-
re als optimal.

An den rund 450 deutschen Ge-
sundheitsämtern arbeiten zurzeit
etwa 17 000 Mitarbeiter, darunter
2800 Ärzte im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst. Das sind weni-
ger als ein Prozent aller Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen.

Dementsprechend schwach ist
auch ihre Lobby. 

Meist haben diese Mediziner
zunächst einen Facharzt im Kran-
kenhaus gemacht und erwerben

dann mit dem Facharzt für den
öffentlichen Gesundheitsdienst
die zweite Qualifikation, um zum
Beispiel ein Gesundheitsamt lei-
ten zu können. Aber auch bei

Landesinstituten oder in Ministe-
rien, etwa als Seuchenreferent,
kommen die Fachärzte unter. Bei
den Gesundheitsämtern als größ-
ter Arbeitgeber müssen die Medi-

ziner dann ein breites Aufgaben-
spektrum bewältigen, angefan-
gen von amtsärztlichen Gutach-
ten und Zeugnissen über
Impfungen, Leichenschauen,
Schwangeren- und Mütterbera-
tung, Umwelt- und Seuchenhy-
giene bis hin zum schulärztlichen
und jugendzahnärztlichen
Dienst. „Die Arbeit ist extrem an-
spruchsvoll, aber die Arbeitsbe-
dingungen werden zunehmend
schlechter“, sagt Alexandra
Barth, die das Gesundheitsamt in
Neumünster leitet. 

Das gilt vor allem für die Be-
zahlung: Rund 3100 Euro brutto
sind mancherorts das Einstiegs-
gehalt. „Freie Stellen können wir
darum kaum noch mit qualifizier-
tem Personal besetzen“, sagt Ver-
bandschefin Teichert-Barthel. 

An den Gesundheitsämtern,
bei denen mit einer Quote von 70
Prozent extrem viele Frauen be-
schäftigt sind, arbeiten trotzdem
viele, die ihren Job sehr schätzen.

Anders als an der Klinik hält
sich die zeitliche Arbeitsbelas-
tung in Grenzen, Nachtdienste
entfallen, Bereitschaftsdienste
stehen seltener an. Familien und
Job sind gut zu vereinbaren und
die Arbeit ist abwechslungsreich.

Die Ärzte vom Amt
Geregelte Arbeitszeiten, weniger Gehalt: Mediziner im öffentlichen Gesundheitsdienst 

Auch organisatorische Fragen müssen die Doktoren bewältigen
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Fachärzte warnen vor einer Ver-
sorgungskrise bei der Behand-
lung von Alzheimer- und anderen
Demenz-Patienten in Deutsch-
land. „Durch den demografi-
schen Wandel nehmen diese Er-
krankungen zu“, sagt der Vorsit-
zende der Deutschen Gesell-
schaft für Neurologie (DGN),
Professor Heinz Reichmann. Be-
sonders die Zahl der über 65-Jäh-
rigen werde bis zum Jahr 2050
massiv ansteigen; damit werde es
voraussichtlich doppelt so viele
neurologische Erkrankungen ge-
ben wie heute.

Zugleich habe der Fachbereich
aber mit einem akuten Nach-
wuchsmangel zu kämpfen. „Am
Krankenbett kommen nur noch
rund 60 Prozent der Ausgebilde-
ten an“, sagt Reichmann. Viele
Ärzte gingen ins Ausland, weil sie
sich dort bessere Arbeitsbedin-
gungen erhofften. Der Ärzteman-
gel zeige sich besonders bei der
Versorgung der Patienten. „Sie
müssen die Kliniken oft schneller
wieder verlassen“, so Reich-
mann. Und dies, obwohl Störun-
gen des Nervensystems – bei-
spielsweise nach einem Schlag-
anfall – häufig mit einer langen
Rehabilitationsphase verbunden
seien. Zudem hätten sich die
Wartezeiten für Untersuchungen
verlängert: Drei bis vier Monate
müsse sich ein Patient oft für eine
Voruntersuchung zum Karpal-
tunnelsyndrom (Nerven-Einen-
gung an der Hand) gedulden.

Die DGN ist nach eigenen An-
gaben mit mehr als 6000 Mitglie-
dern die größte neurologische
Gesellschaft in Europa. dpa

Mangel an
Neurologen 
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